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47. Sitzung des Finanzausschusses am 28.02.2019

TOP 2: Bericht der Landesregierung über die Besteuerung von Agrarsubven¬

tionen in Schleswig-Holstein

4 Anlagen

Sehr geehrter Herr Rother,

wie auf der Sitzung des Finanzausschusses am 28.02.2019 besprochen, übersende

ich als Anlage ein Schreiben des Bundesrechnungshofs vom 18.03.2019 an den

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein. Daraus geht hervor, auf welcher Datenbasis

der Bundesrechnungshof seine Feststellungen zur Prüfung „Steuerliche Erfassung

von öffentlichen Fördermitteln  getroffen hat.

Des Weiteren übersende ich den vom Bundesrechnungshof veröffentlichten Bemer¬

kungsbeitrag zu dieser Prüfung sowie die Veröffentlichungen des Rechnungshofs

Rheinland-Pfalz und des Bayerischen Obersten Rechnungshofs betreffend die Be¬

steuerung von Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft.

Mit freundlichen Grüßen
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Auf Ihre Nachfrage vom 11. März 2019 erläutern wir gerne die Datenbasis, die 

der Bemerkung „Agrarsubventionen vielfach nicht besteuert“ des Bundesrech-

nungshofes (Bemerkungen 2018, Bundestagsdrucksache 19/5500 Nummer 33) 

zugrunde liegt: 

Seine Feststellungen hat der Bundesrechnungshof anhand einer Stichprobe ge-

wonnen. Sie beruht auf angeforderten Auswertungen von den Finanzverwaltun-

gen der Länder Bayern, Baden-Württemberg und Sachsen und zu Steuerpflich-

tigen, die dort in den Einkommensteuer-Bescheiden für die Jahre 2013 und 2014 

Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft versteuert haben. Zudem hat der Bun-

desrechnungshof von April bis September 2016 Erhebungen beim Bundesminis-

terium der Finanzen, beim Landesamt für Steuern Koblenz (Rheinland-Pfalz) so-

wie in fünf verschiedenen Finanzämtern durchgeführt. Diese fünf Finanzämter 

sitzen in vier unterschiedlichen Bundesländern. Insgesamt wurden durch die Prü-

fung des Bundesrechnungshofes über 3 200 Sachverhalte überprüft, anhand  

eines Abgleichs der gewährten öffentlichen Fördermittel mit den Angaben in den 

Gewinnermittlungen landwirtschaftlicher Betriebe. Dabei kam die Prüfung zu dem  
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Ergebnis, dass bei rund 10 % der Fördermittelempfänger keine Steuernummer 

ermittelt werden konnte. Diese landwirtschaftlichen Betriebe waren dem Finanz-

amt nicht bekannt. 

 

Ergänzend haben wir die Feststellungen des Rechnungshofes Rheinland-Pfalz und 

des Bayerischen Obersten Rechnungshofes hinzugezogen. Beide Rechnungshöfe 

untersuchten ebenfalls, ob Landwirte die erhaltenen Agrarsubventionen für die 

Besteuerung erklärt hatten. Beide stellten fest, dass eine nicht unerhebliche Zahl 

landwirtschaftlicher Betriebe zwar Agrarsubventionen bezogen hatte, aber bei 

den Finanzämtern steuerlich nicht erfasst war. Zudem hatten in fast jedem  

zehnten vom Rechnungshof Rheinland-Pfalz untersuchten Fall steuerlich erfasste 

Landwirte dem Finanzamt die erhaltenen Agrarsubventionen verschwiegen.  

Nähere Informationen dazu sind dem Jahresbericht 2016 des Rechnungshofes 

Rheinland-Pfalz (Nummer 6) und dem Jahresbericht 2012 des Bayerischen 

Obersten Rechnungshofes (Nummer 13) zu entnehmen. 

 

Sinn und Zweck der Stichprobe war es, die steuerliche Erfassung öffent- 

licher Fördermittel zu untersuchen. Die Stichprobe hat hierzu die in der  

Bemerkung 2018, Nummer 33 dargelegte Lücke hinreichend belastbar nach-

gewiesen. In der Konsequenz empfiehlt der Bundesrechnungshof auch, diese  

Lücke durch einen umfassenden Informationsaustausch zu schließen. Das Bun-

desministerium der Finanzen als geprüfte Stelle hat sich im Übrigen den Fest-

stellungen und der Bewertung des Bundesrechnungshofes angeschlossen. 

 

 

 

Bur Dr. Dingendorf 
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